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Duisburg 08.03.2026 

 

 

Stellungnahme zum Entwurf der Kommunalen Wärmeplanung Duisburg, dem Rat am 
24.02.2026 mitgeteilt mit DS 25-1403 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

 

der BUND begrüßt es, dass die Stadt Duisburg das Ziel hat, innerhalb der gesetzlichen 
Pflicht bis zum 30.6.2026 einen Wärmeplan zu beschließen, hält den vorgelegten Entwurf 
aber nicht für ausreichend gemessen an den Kriterien des Wärmeplanungsgesetzes, die das 
LANUK bei seiner Bewertung anwenden muss. 

Ziel der Wärmeplanung ist gem. § 1 Wärmeplanungsgesetz (WPG) „einen wesentlichen 
Beitrag zur treibhausgasneutralen Wärmeversorgung bis 2045“ zu leisten. 

Dazu bedient sich das Gesetz in besonderer Weise des Mittels der leitungsgebundenen 
Wärmenetze und schreibt in § 2 Abs. 2 WPG vor, dass der Anteil der erneuerbaren Energien 
bis 2030 im Wärmenetz auf 50% und bis 2045 klimaneutral sein soll. 

Darüber hinaus werden nicht leitungsgebundene Energien im Rahmen der Bestandsanalyse 
betrachtet und die Potenziale für eine Umstellung auf klimaneutrale Energieträger betrachtet. 

Der Wärmeplan soll die Maßnahmen auf den Weg bringen, die diese Ziele erfordern. 

  

Oberbürgermeister der Stadt Duisburger 
Herrn Sören Link 
Rathaus 
Burgplatz 
 
47049 Duisburg 
 
per Mail: 

waemeplanung@stadt-duisburg.de 

beteiligungennrw.de 

Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland e.V. 
 
Landesverband  
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Merowingerstraße 88 
 
40225 Düsseldorf 
 
: 
Kerstin Ciesla, stellv. 
Landesvorsitzende 
 
Kerstin.Ciesla@bund.net 
 
+49 178  81 40 600 
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Strategisch erwarten wir vom Wärmeplan, dass dargestellt wird: 

1) wie die Wärmenetze, städtische Fernwärme und andere Wärmenetze auf 
klimaneutrale Energieträger umgestellt werden sollen und wie sie ausgebaut werden 
sollen und, 

2) wie dezentrale klimaneutrale Lösungen bei Bürgerschaft und Gewerbe bis 2045 
erreicht werden können und, 

3) wie hoch der Beitrag zur Klimaneutralität insgesamt sein wird.  
4) Wir erwarten eine Darstellung dazu, wie sozialverträglich dies in einer Stadt mit 

einem sehr hohen Mieteranteil, einem überalterten und sanierungsbedürftigen 
Gebäudebestand, einer sehr niedrigen Zahl sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitsplätze und einem sehr niedrigen Durchschnittseinkommen geleistet werden 
kann, entsprechend der Vorgabe von § 1 WPG von „zu einer kosteneffizienten, 
nachhaltigen, sparsamen, bezahlbaren, Wärmeversorgung“. 
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Des Weiteren möchten wir wie folgt vortragen: 
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1 Kurze Einschätzung der Zielszenarien  
 

1.1 Dekarbonisierungsstrategie  
Sie stellen auf S. 125 dar: 

Eine Analyse der eingesetzten Wärmeerzeugungstechnologien macht deutlich, dass 
ca. 44 % der Gebäude zukünftig mit individuellen Wärmepumpen und ca. 33 % mit 
Nah- und Fernwärme beheizt werden könnten. Die restlichen ca. 23 % der Gebäude 
können derzeit keiner der beiden Technologien fest zugeordnet. 

Auf S. 127 stellen Sie dar, 

 „dass die Fernwärme zu 88% auf klimaneutrale Energieträger umgestellt werden 
kann,“  

ohne dass klar ist, wieweit bis dahin der projektierte Ausbau von 33% Nah- und Fernwärme 
gediehen ist und ohne dass Sie Aussagen gem, § 2 Abs. 1 WPG treffen, ob bis 2030 der 
Anteil erneuerbarer Energien im vorhandenen Wärmenetz 50% betragen wird. In der 
Maßnahme 7.1.1 Dekarbonisierung der Fernwärme in Duisburg S. 141 wird dies als Ziel 
ausgegeben, in den Zielszenarien aber nicht dargestellt. 

 

Auf S. 128 stellen Sie dar: 

Der Anteil der Fernwärme am Endenergiebedarf wird auf bis zu 71 % in 2045 deutlich 
steigen. In diesem Szenario wird angenommen, dass die im Rahmen der 
Akteursbeteiligung erarbeiteten Wärmenetzeignungsgebiete mit den im Projektteam 
angenommenen Anschlussquoten erschlossen sein werden. Darüber hinaus soll ein 
Großteil der Prüfgebiete erschlossen werden. 

Der Anteil von Strom für dezentrale Wärmepumpen am  Endenergiebedarf 2045 fällt 
mit ca. 15 % trotz der großen Anzahl an mit dezentralen Luft- oder Erdwärmepumpen 
beheizten Gebäuden vergleichsweise gering aus. Rund 14 % des Endenergiebedarfs 
in 2045 wird in diesem Szenario durch Biomasse gedeckt 

Es zeigt sich, dass im angenommenen Szenario im Zieljahr 2045 eine Reduktion um 
ca. 95 % verglichen mit dem Basisjahr 2022 erzielt werden kann. Dies bedeutet, dass 
ein CO 2 -Restbudget im Wärmesektor von ca. 36.000 tCO 2 im Jahr 2045 anfällt. 

Diese Prognose einer Reduzierung der Treibhausgase um 95%, auf deren Unsicherheiten 
später noch eingegangen wird, zeigt schon rein rechnerisch, dass der von § 1 WPG 
geforderte „wesentliche Beitrag“ nicht erreicht werden wird. Allein ein Viertel, 23% kann noch 
keinem klimaneutralen Energieträger zugeordnet werden. Wenn ein Viertel nicht klimaneutral 
ist, wie kann dann die Gesamtheit zu 95% klimaneutral sein. 
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Wenn die Fernwärme zu 71% zum Energieendbedarf – hoffentlich – klimaneutral beitragen 
soll, wie kann man dies angesichts der Unsicherheit der Ausbauplanung auf 33%, und dabei 
noch die große Unbekannte Nahwärmenetze, überhaupt behaupten? Auch da fehlt schon 
wieder ein Beitrag zur Klimaneutralität. Die Biomasse von 14% kann gar nicht in Duisburg 
erzeugt werden, sondern muss importiert werden, auch dass ein großer Unsicherheitsfaktor. 

 

Wir fordern, dass die Prognose der Zusammensetzung des Endenergiebedarfs und 
der Klimaneutralität widerspruchsfrei und nachvollziehbar durchgerechnet und 
dargestellt wird und ehrlich dann auf die verbleibenden Defizite mit Vorschlägen 
reagiert wird. Hier muss der Wärmeplan bis Ende dieses Jahres entscheidend 
nachgebessert werden. 

1.2 Sozialverträglichkeit und Kosten 
Sie treffen gewisse Aussagen zu unseren Punkten 1-2, aber überhaupt nicht zu 4). Die 
Sozialstruktur der Stadt wird nicht in den Blick genommen, ebenso wenig wie das erwartete 
Bevölkerungswachstum und die schweren wirtschaftlichen Zeiten, die auf die Industrie 
zukommen. Sie treffen keine Aussagen zu den erwartbaren Kosten der erneuerbaren 
Energien im Vergleich zur Preisentwicklung der fossilen Energien. 

 

Die Wärmeplanung muss berücksichtigen, dass die Wärmeversorgung eng mit Fragen 
sozialer Gerechtigkeit verknüpft ist. Kommunen müssen die Auswirkungen potenzieller 
Wärmequellen auf die Heizkosten untersuchen – insbesondere bei vulnerablen Gruppen – 
und Förderprogramme einkommensgestaffelt aufsetzen. Ziel muss sein, 
Sanierungsmaßnahmen kommunaler Miethäuser warmmietenneutral umzusetzen. 

 

Wir fordern eine sozialverträgliche Wärmewende auch in Duisburg und deshalb muss 
der Wärmeplan grundlegend bis Ende 2026 überarbeitet werden, um dies ausreichend 
in Analysen und Maßnahmen abzubilden. 

1.3 Fehlen von Gewerbe und Industrie im Wärmesektor   
 

Außerdem verzichten Sie von vorneherein auf eine Betrachtung der Wärmeversorgung im 
gewerblichen Sektor und in der Schwerindustrie. Duisburg ist eine Industrie- und 
Logistikstadt, darauf muss die Wärmeplanung reagieren, denn die Bürgerinnen und Bürger 
haben einen Anspruch darauf, dass der hohe Beitrag dieser Bereiche zum Klimawandel 
reduziert wird, auch im Wärmesektor. Deshalb muss die Kommune dies adressieren, das 
WPG macht für die Wärmeplanung keine Ausnahmen hinsichtlich Gewerbe und 
Schwerindustrie. 

Wir fordern eine Überarbeitung bis Ende 2026 unter Einbeziehung von Gewerbe und 
Industrie. 
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1.4 Zielerreichung Treibhausgasneutralität   
 

Als Antwort auf unsere Frage 3) zur Treibhausgasneutralität 2045 ggü. 2022 treffen Sie die 
Aussage, „diese werde im Wärmesektor um 95% zurückgehen“,. 

 

Dies ist nicht nachvollziehbar, wie bereits die von Ihnen selbst ausgeführten Zielszenarien 
zeigen. Wenn knapp ein Viertel aller Gebäude keiner klimaneutralen Energieversorgung 
zugeordnet werden kann, ist ein Reduktion um 95% gar nicht erreichbar. Wie der Anteil der 
Fernwärme auf 71% steigen kann, angesichts einer Abdeckung mit Fern- und Nahwärme 
von 33% erschließt sich nicht, damit fällt die Treibhausgasreduktion in unbekannter Höhe 
niedriger aus. Die 44% individueller Wärmeerzeugung hängen von gänzlich unklaren 
Voraussetzungen ab (Sanierungswilligkeit der Bevölkerung) und hängen in ihrem Szenario 
von der bisher noch gültigen gesetzlichen Regelung der 65% erneuerbarer Energien im GEG 
ab 2026 ab, die gerade zu kippen droht. 

 

Sehr viel vorsichtiger sagen Sie deshalb direkt zu Beginn S. 19 

Durch die Realisierung des Wärmeplans ist die Erreichung der 
Treibhausgasneutralität im Wärmesektor bis zum Zieljahr 2045 theoretisch möglich, 
allerdings nicht ausschließlich auf kommunaler Ebene. Es bleibt eine Restemission, 
die bspw. durch Aufforstungsprojekte ausgeglichen werden sollte. Obwohl die 
vollständige Erreichung der Treibhausgasneutralität mit den ausgearbeiteten 
Maßnahmen allein nicht garantiert werden kann, stellen sie dennoch einen wichtigen 
Schritt in die richtige Richtung dar. 

 

Genauso bewerten wir den vorgelegten Entwurf: Es ist immerhin ein erster Schritt in die 
richtige Richtung, sich überhaupt mit der Wärmeplanung zu beschäftigen, aber der vom 
Wärmeplanungsgesetz geforderte „wesentliche Beitrag“ wird hier nicht erreicht, 
insbesondere die Nachvollziehbarkeit zur Treibhausgasreduzierung ist nicht gegeben. 

 

Es fehlen zudem wichtige Bereiche und der Vorschlag „Aufforstung“ als Kompensation wird 
in keiner Maßnahme umgesetzt, obwohl Duisburg die waldärmste Stadt in NRW ist, wie der 
FNP 2025 festgestellt hat. Angesichts der Weigerung der Stadt, Flächen für eine Aufforstung 
bereitzustellen, wie jetzt auch das Verfahren A 59 wieder zeigt, entzieht dem Vorschlag 
„Aufforstung“ jegliche Glaubwürdigkeit hinsichtlich der Umsetzungswahrscheinlichkeit. 

 

Wir fordern, dass die Treibhausneutralität widerspruchsfrei mit Daten hinterlegt neu 
bis Ende 2026 berechnet wird. Wir fordern die Ausweisung von Aufforstungsflächen in 
Duisburg als Kompensation. 
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1.5 Verstoß Gegen §20 WPG: Umsetzungsbereite Maßnahmen im 
Wärmeplan fehlen   

 

Ein Plan funktioniert mit allen Unwägbarkeiten aber überhaupt erst dann, wenn er umgesetzt 
wird. Ein Plan bedeutet, dass es verbindliche Planungsschritte mit nachvollziehbar auf einer 
Zeitschiene verankerten Maßnahmen gibt, auf einer soliden Datenbasis und Finanzierung, 
die vom Rat beschlossen und dann abgearbeitet werden. 

 

Gem. § 20 WPG ist zwingender Bestandteil des Planes eine Umsetzungsstrategie. 

 

Der Leitfaden Wärmeplanung zweier Bundesministerien aus 2024 definiert die 
Umsetzungsstrategie ausdrücklich als Maßnahmenplan und empfiehlt zunächst eine longlist 
aller denkbaren Maßnahmen zu machen und dann daraus eine verbindliche Short List mit 
Prioritäten und Verantwortlichkeiten zu entwickeln (S. 90 ff). Auf S. 99 wird die 
Maßnahmenplanung als das Herzstück der Wärmeplanung beschrieben und im folgenden 
dargelegt, dass die planverantwortliche Stelle nach Beschluss des Wärmeplanes für die 
Umsetzung zu sorgen hat. 

 

Sie schreiben Plan drüber, aber liefern nur ein unverbindliches Konzept. In der DS 25-1403 
schreiben Sie: 

1.3 Die dargestellten Umsetzungsmaßnahmen sollen durch separate Beschlüsse 
legitimiert werden, bei denen die damit verbundenen finanziellen Auswirkungen 
detailliert ausgewiesen werden. Jegliche Maßnahmenumsetzung unterliegt dabei 
einem strikten Finanzierungsvorbehalt. 

 

Ganz im Gegensatz dazu wird gegenüber der Öffentlichkeit auf der Seite https://du-
heizt.de/massnahmenplanung-und-umsetzung/ 

der Eindruck erweckt, dass es mit Beschluss des Wärmeplanes direkt in die Umsetzung 
geht, denn der letzte Schritt der Entwicklung von Maßnahmen endet mit dem Wärmeplan 
und dann heißt es „Maßnahme Umsetzung“. Dort fehlt der entscheidende Hinweis, dass es 
mitnichten sofort losgeht, sondern weitere Beschlüsse nötig sind. Angesichts der 
Haushaltslage ein schweres Versäumnis. 

 

Indem sie die Umsetzungsmaßnahmen einer separaten Beschlussfassung unterwerfen, 
kann der Wärmeplan seine Funktion, eine Grundlage für die Umsetzung zu sein, nicht 
erfüllen. Der Wärmeplan bleibt eine seriöse Antwort dazu schuldig, wie und wann er 
umgesetzt wird und erfüllt schon deshalb nicht die Grundanforderungen an einen Wärmeplan 
gem. § 20 WPG, die das LANUK bewerten muss.  § 20 WPG setzt voraus, dass die 
wichtigsten und prioritären Maßnahmen einschließlich Verantwortlichen und Finanzen mit 
dem Wärmeplan beschlossen werden. Eine zweite Beschlussphase für Maßnahmen im 
Anschluss an den Beschluss des Wärmeplanes ist nicht vorgesehen, sondern dann erst 
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später eine Fortschreibung. Deshalb widerspricht das hier gewählte Verfahren den 
gesetzlichen Vorgaben gem. § 20 WPG. 

 

Der vorgelegte Entwurf des Wärme“plans“ unterscheidet sich nicht von den bisher schon 
vorgelegten Konzepten. Er ist nur dem Namen nach ein Plan, denn wie schon bei den 
bisherigen Konzepten werden keine Maßnahmen beschlossen. Schon beim 
Klimaschutzkonzept, völlig veraltet aus 2017, wurden vom Rat keine Maßnahmen 
beschlossen, geschweige denn in die Haushaltsplanung aufgenommen, ebenso wenig wie 
beim Klimafolgenanpassungskonzept und beim Mobilitätskonzept. 

 

Sie legen keinen Maßnahmenplan vor, sondern Sie verweisen auf nachfolgende Beschlüsse. 
Diese werden aber nicht zwingend erfolgen, sondern sie stellen Sie unter einen 
Finanzierungsvorbehalt. Sollte es also erneut Defizite in einer Duisburger Gesellschaft 
geben, zuletzt 160 Mio bei der Gebag oder sollte sich wieder der Sport durchsetzen, siehe 
Beschluss zum Bau einer neuen Eissporthallte, einer freiwilligen Aufgabe, so stellen Sie 
eben weitere Maßnahmen des Wärmeplanes zurück. 

 

Wir fordern Sie auf, den Wärmeplan als Plan ernst zu nehmen, so wie Sie die Schulplanung, 
die Straßenausbauplanung, etc  auch durch regelmäßige Planentwicklung, Finanzierung im 
Haushalt etc zu einem kommunalen Kerngeschäft gemacht haben. 

 

Wir erwarten, dass jetzt über die Finanzierung und Umsetzung der Maßnahmen ein 
Beschluss herbeigeführt wird. Der Haushalt 2027 ff muss auch in der zweiten Jahreshälfte 
beschlossen werden. Dort gehören die Wärmeplanungsmaßnahmen hinein. Ohne Beschluss 
zur Abarbeitung, auch in welcher Reihenfolge, mit welchem Personal und welchen Finanzen 
ist der Wärmeplan kein Plan, und erfüllt damit noch nicht einmal die elementarste 
Anforderung, die vom LANUK überprüft wird. 

 

Sollten Sie bei der unplanbaren und unklaren Handhabung dieses „Planes“ bleiben, so ist 
absehbar, dass es ihm genauso ergehen wird, wie dem Sofortprogramm der 
Bundesregierung im Gebäudesektor am 29.1.2026 vor dem BVerwG. Wie das BVerwG in 
der mündlichen Verhandlung am 29.1.2026 dem Vertreter der Bundesregierung vorgehalten 
hat, gilt für Pläne und Programme, nicht nur im Klimaschutz, das „Nutella-Prinzip“: Es muss 
auch das drin enthalten sein, was draußen draufsteht, in Ihrem Fall, muss die 
Wärmeplanung auch Maßnahmen enthalten, die beschlossen werden, eine Trennung von 
Plan und Maßnahme gibt es bei Plänen nicht, sondern nur bei Konzepten, wie wir seit zehn 
Jahren im Klimaschutz hier in Duisburg gesehen haben. 

 

Wir sehen, dass die Kriterien des WPG durch den vorgelegten Entwurf nicht erfüllt 
werden und erwarten, dass sofort eine Überarbeitung des Planes hin zu einem 
tatsächlich „echten“ beschlussfähigen Plan mit klaren Prioritäten, Maßnahmen, 
widerspruchsfreien Zeitschienen und ausreichender zeitnaher Beschaffung von 
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Finanzmitteln bis Ende 2026 vorgelegt wird, damit entsprechende kommunale 
Finanzbedarfe bereits in den Folgehaushalten 2027 ff berücksichtigt werden können. 

 

2 Einzelkritikpunkte   

2.1 Erstplan gem. § 4 WPG oder Bestandsplan gem. § 5 WPG    
 

Im Entwurf auf S. 19 heißt es: 

 

Der hier vorliegende Wärmeplan wurde ohne direkten Bezug zum WPG sowie ohne 
Förderung durch die Kommunalrichtlinie erstellt, da die Planungen vor 
Verabschiedung des WPG und der Veröffentlichung der Förderrichtlinie begonnen 
wurden. Jedoch entspricht der Wärmeplan den Standards und Anforderungen, die 
das WPG an die Wärmeplanung stellt, sodass eine Anerkennung im Rahmen des 
Bestandsschutzes zur Erfüllung der gesetzlichen Pflichten des WPG nicht in Frage 
stehen sollte. 

Hingegen wurde in der DS 23-0806 zum Beschluss der Erstellung einer Wärmeplanung 
ausgeführt: 

Beschluss 

Die Verwaltung wird unter Einbindung der konzernbeteiligten Stellen mit der 
Erarbeitung der 

kommunalen Wärmeplanung beauftragt. 

Gleichzeitig wird die Verwaltung nach Bewilligung des Förderbescheides ermächtigt, 
die entsprechenden Schritte einzuleiten bzw. zu beauftragen. 

Begründung Fördermittel 
Unabhängig von der Entwicklung der Gesetzgebung wurde bereits ein Förderantrag 
auf Zuwendung von Bundesmitteln (Kommunalrichtlinie) zur Durchführung der 
kommunalen Wärmeplanung in Höhe von 366.621,15 EUR gestellt (beantragte 
Förderquote 100%). Weitere aktuelle und zukünftige Fördermöglichkeiten sollen 
ausgeschöpft werden. 

 

Da weder in der aktuellen Beschlussfassung DS 25-1403 noch im Entwurf selber eine klare 
Aussage getroffen wird, ob es sich um einen Wärmeplan gem. § 4 oder nach § 5 WPG 
handele und damit auch die Kriterien zur Bewertung durch das LANUK unterschiedlich sind, 
wird um Überarbeitung gebeten. 

 

Es sollen klare Aussagen zur Rechtsgrundlage und den Bewertungskriterien in den 
Wärmeplan aufgenommen werden. 
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2.2 Partizipation gem §§ 7, 13 WPG    
 

Nach der Offenlage bis 8.3. soll der Wärmeplan dem Rat zum Beschluss vorgelegt werden. 
Da die gesetzliche Frist zur Erarbeitung und Beschluss am 30.6.2026 endet und der Rat 
davor am letztmalig am 4.5 tagt, sieht die Mitteilungs-DS 25-1403 die Maisitzung am 04.05. 
vor. 

 

Selbst wenn man entgegen sonstiger Gepflogenheit nur den Umweltausschuss am 21.04. 
befasst, bleibt für die Überarbeitung des Entwurfes aufgrund der Beteiligung kaum mehr als 
ein Monat. Dies reicht nicht aus, um nötige Veränderungen des Entwurfs vorzunehmen. 

 

Schon die Rückmeldungen aus den Bezirksvertretungen bei der Vorstellung der 
Gebietseinteilungen DS 25-0178 Beratung am 13.3.2025 zeigt, dass dort aufgeworfene 
Fragen nach den Gebietseinteilungen auch ein Jahr später nicht aufgegriffen wurden, denn 
weitere Erklärungen sind erkennbar zu den getroffenen Entscheidungen im Wärmeplan nicht 
berücksichtigt worden. 

 

Gerade die Bezirksvertretungen sind bei der gesetzlich vorgeschriebenen Bestands- und 
Potentialanalyse nicht einbezogen worden, die DS 24-1235 wurde nicht in die 
Bezirksvertretungen gegeben. 

 

Es gab auch nur pro Bezirk eine öffentliche Informationsveranstaltung, wo aber dann 
wesentliche Bestandteile der Wärmeplanung eben noch nicht vorgestellt werden konnten, da 
sie zu den fraglichen Zeitpunkten gar nicht vorlagen. 

 

Angesichts der sehr großen Auswirkungen der Gebietsplanungen für leitungsgebundene 
Energien und für dezentrale Energieversorgung ist die Einbeziehung der Öffentlichkeit nur 
unzureichend erfolgt. Verbindliche Aussagen zur Festlegung von 
Fernwärmesatzungsgebieten fehlten auch bei der Öffentlichkeitsbeteiligung. 

 

Die große Gruppe der Mieterinnen und Mieter wurde nie gesondert angesprochen, anders 
als Hauseigentümer. Siehe dazu schon oben die Forderung nach einer Ergänzung des 
Wärmeplanes um Daten und Prognosen zur Sozialverträglichkeit und zu den Kosten der 
Transformation. 

 

Weder die vorlaufenden Informationsveranstaltungen haben viele Menschen erreicht noch 
wurden die Bezirksvertretungen intensiv eingebunden als Kümmerer vor Ort. Dies zeigt auch 
die sehr geringe Zahl von 9 Stellungnahmen, die am 8.3. in NRW-Beteiligungen angezeigt 
werden. Nun wird kaum Zeit für die Überarbeitung aufgrund von Beteiligungen eingeplant. 

 



Stellungnahme zum Entwurf der Kommunalen Wärmeplanung 
Duisburg 

08.03.2026 

 

 

Seite 11 von 20 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit entspricht nicht den Vorgaben der §§ 7, 13 WPG. 

 

2.3 Interkommunale Zusammenarbeit gem § 5 LWPG NRW 
 

Es ist dem Entwurf des Wärmeplanes nicht zu entnehmen, ob es Versuche gegeben hat, mit 
den Nachbargemeinden interkommunal gemeinsam an der Wärmeplanung zu arbeiten. 
Darauf wurde in der Sitzung der BV Meiderich am 13.3.2025 ausdrücklich hingewiesen, 
Niederschrift S. 16, aber die dort vom Vertreter der DVV gegebenen Hinweise finden sich 
nicht im Entwurf des Wärmeplanes wieder 

 

Niederschrift BV Meiderich 13.3.2025 S. 16 

 

Die grenzüberschreitende Bereitstellung nenne sich interkommunale Wärmeplanung. 
Mit den Nachbarstädten von Duisburgs-Randgebieten werde gesprochen. Es finde 
ein reger Austausch mit den Städten Mülheim a.d.R. und Oberhausen statt. In 
Richtung Norden bestünden schon Synergien mit dem Niederrhein und Dinslaken. 

 
Zwar wird einmal auf Oberhausen hingewiesen, aber es wird darin deutlich dass bisher keine 
Anstrengungen in die Richtung unternommen wurden. Gerade die teure leitungsgebundene 
Energie wäre aber besser zu stemmen, wenn es mehr Zusammenarbeit gäbe. 
 
S. 105 Wärmeplan 

Optionen für die Wärmeversorgung: Das Gebiet Röttgersbach A weist 
grundsätzlich eine hohe Wärmenetzeignung auf und hat auch in der Zukunft noch 
eine hohe Wärmeliniendichte. Allerdings liegt es weder in direkter Nähe zum 
Bestandsnetz noch ist eine Erschließung anderer Wärmequellen direkt ersichtlich. Im 
Rahmen nachfolgender Arbeiten bietet sich ein Abgleich zur kommunalen 
Wärmeplanung von Oberhausen an. Möglicherweise stellt die Überprüfung des 
Abwärmepotenzials von Ruhrchemie in Oberhausen eine potenzielle Abwärmequelle 
dar. In der Nähe soll eine Wasserstofftransportleitung verlaufen, sodass eine 
Wasserstoffversorgung nicht auszuschließen ist. Die Erschließung durch dezentrale 
Technologien ist teilweise herausfordernd. 

 

Die Stadtwerke arbeiten schon heute im Fernwärmeverbund zusammen, darüberhinaus 
zeichnen sich keine engeren Zusammenarbeiten ab. 

 

Wir fordern, dass in einer zeitnahen Überarbeitung des Wärmeplanes, insbesondere 
auch um Kosten zu sparen, eine intensive Zusammenarbeit in den Randgebieten zu 
umliegenden Städten über Wärmeversorgung geprüft wird. 
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2.4 Einfluß von Sanierungsquote, Gebäudezuwachs, 
Klimaerwärmung auf den Wärmebedarf  

 

Die Sanierungsquote von 1,3 % wird an keiner Stelle begründet oder näher mit Daten belegt. 

 

Die Realisierbarkeit der Sanierungsquote bleibt völlig offen, damit ist die Entwicklung des 
Wärmebedarfs, nämlich Reduzierung, nicht erreichbar und es tuen sich große Lücken bei 
der Reduzierung der Treibhausgase für die Klimaneutralität auf, ohne dass dafür jetzt schon 
rechtzeitig auf andere Maßnahmen gesetzt wird 

 

2.4.1 Fehlende Datengrundlage zur Begründung einer Sanierungsquote 
von 1,3% 

Im Zielszenario S. 123 

Wie viele Gebäude müssen bis zur Zielerreichung energetisch saniert werden – in 
welchem Umfang (Sanierungstiefe) und in welcher Anzahl bzw. welchem Anteil des 
Gebäudebestands (Sanierungsbreite)? 

Werden die richtigen Fragen gestellt, aber an keiner Stelle beantwortet. Dadurch ist bereits 
in der Bestands- und dann Potentialanalyse der grundlegende Ausgangswert, die 
Entwicklung des Wärmebedarfs und damit der zu erwartenden CO 2 Belastung falsch. Es ist 
überhaupt nicht nachvollziehbar, wieso diese Quote für Duisburg erreichbar ist, da auch 
keinerlei konkrete Maßnahmen und nachvollziehbar Schritte genannt werden, um eine 
solche Sanierungsquote zu erreichen. Die Generalmaßnahme für Alles in diesem 
Wärmeplan, die Beratung: 

„7.1.11 Zentrale Anlaufstelle zur Beratung und Begleitung energetischer 
Gebäudemodernisierung“ 

ersetzt eben nicht eine nachvollziehbare Abfolge aufeinander aufbauender Schritte, 
einschließlich einer Finanzplanung, um eine solche Sanierungsquote zu erreichen. 

 

In den zeitgleich veröffentlichten Entwürfen zur Kommunalen Wärmeplanung der Städte 
Essen und Münster wird sehr viel Sorgfalt darauf verwendet, zunächst einmal den zu 
erwartenden Wärmebedarf zu ermitteln. Es werden Szenarien speziell für Essen und 
Münster entworfen, um aufgrund der Einkommensstruktur der Bevölkerung, der 
Wohnbauplanung in den nächsten Jahren, der vorhandenen Instrumente etc. eine 
realistische Quote zu ermitteln. Dazu werden Daten und Fakten geliefert. 

 

Im Duisburger Entwurf gibt es keinerlei Informationen dazu, wie diese Quote ermittelt wurde 
und wie sie dann auch erreichbar sein könnte. Dies entspricht nicht den Anforderungen des 
WPG aus der Anlage II zu Bestands- und Potenzialanalyse. Es ist nicht erkennbar, dass 
diese Quote für Duisburg realistisch ist, da sie stark von dem Durchschnitt der bundesweiten 
Sanierungsquote abweicht, nämlich doppelt so hoch ist. Angesichts eines speziell auf die 
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Erreichung der Sanierungsquote von 1,3% abgestimmten Maßnahmenmixes fehlt es sowohl 
an einer realistischen Betrachtung des Wärmebedarfes bis 2045 als auch an der Erreichbar 
der Quote. 

 

2.4.2 Fehlende Erläuterung wieso keine zielführende Sanierungsquote 
von 2% zur Erreichung der Klimaneutralität 

Umgekehrt fehlt ebenfalls eine Auseinandersetzung damit, wieso von der für die 
Treibhausneutralität erforderlichen Sanierungsquote von 2%  im Plan nicht Gebrauch 
gemacht wird. In Baden-Württemberg hat das Frauenhofer Institut eine Auswertung der seit 
zehn Jahren dort erstellten Wärmepläne gemacht. Die Daten haben ergeben, dass dort eine 
jährliche Sanierungsquote von mindestens 2% nötig ist, um die Klimaneutralität bis 2025 
bundesweit zu erreichen. 

Statt konservative Szenarien und ambitionierte Szenarien für die Gebäudesanierung zu 
entwerfen und daraus dann eine Quote abzuleiten, fehlt im Wärmeplan jegliche 
Auseinandersetzung mit diesen Fragen. 

 

2.4.3 Fehlende Betrachtung von Gebäudezuwachs bis 2045, 
Klimaerwärmung, Kühlbedarfen 

Schließlich fehlen auch noch weitere Aspekte bei der Ermittlung des Wärmebedarfes: Die 
Entwicklung der Klimaerwärmung und damit der geringere Wärmebedarf gerade in einer der 
heißesten Städte Deutschlands fehlt, siehe dazu die vorbildliche Herangehensweise in 
Münster und Essen. 

Umgekehrt werden die CO 2 Emissionen aus den erwartbaren Kühlbedarfen in den nächsten 
Jahrzehnten noch nicht mal erwähnt. 

Ebenso fehlt eine Berücksichtigung der erwartbaren weiteren Bebauung in Duisburg. Es wird 
von einem Bestand von 94.000 Gebäuden ausgegangen. Gleichzeitig plant der 2025 
verabschiedete Flächennutzungsplan allein in den nächsten zehn Jahren bis 2035 mit 
10.000 weiteren Wohneinheiten. Ferner geht der FNP auch von einem 
Bevölkerungszuwachs aus. Die geplanten gewerblichen Gebäudeeinheiten werden gar nicht 
quantifiziert. Dies führt zu einem Defizit von 15- 25% mindestens bis 2045 an 
Gebäudeeinheiten, so dass der Wärmebedarf auch aus diesem Grund faktenfrei geschätzt 
wird und die Zielszenarien auf falschen Grundlagen beruhen. 

 

Dieser hausgemachte Mangel – gründliche, datenbasierte, nachvollziehbare Darstellung der 
Grundlagen der gewählten Sanierungsquote/Klimaerwärmung/Gebäudezuwachs und 
fundierte Abstimmung von Maßnahmen darauf – führt schon zum Verstoß gegen die 
Anforderungen der §§ 15ff  WPG. 

 

Wir fordern hier eine grundlegende Überarbeitung. Wir fordern 2% Sanierungsquote, 
gestützt auf umfassende Aufklärung zur Gebäudesanierung, Finanzierung, Förderung. 
Wie die Dekarbonisierung muss die Gebäudesanierung detailliert mit engmaschigen 
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und konkreten Maßnahmenplänen hinterlegt werden. Der Wärmeplan verstößt hier 
gegen die Anforderungen des WPG. 

 

2.4.4 Entfallen der 65% Quote im Gebäudenenergiegesetz 
Der Wärmeplan S. 18 geht noch von den derzeitigen Anteilen an sukzessiver Umsetzung 
erneuerbarer Energien aus, und preist dieses in die Prognosen und Potenziale ein. 

 

Da derzeit genau diese Regelungen womöglich abgeschafft werden, wird es besonders für 
die 44% dezentrale Lösung sehr schwer, auch nur ansatzweise die Dekarbonisierungsziele 
zu erreichen. 

 

Dazu kommt, dass alle Bebauungspläne der letzten Jahre in Neubaugebieten auf die 
Festsetzungen von Verpflichtenden energetischen und versorgungstechnischen  Vorgaben 
für Neubauten (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12, 23b; § 11 Abs. 1 Nr. 4 und 5 BauGB) verzichtet 
haben, weil es ja im GEG stehe. 

 

Der Wärmeplan S. 176 sieht aber gerade diese Festsetzungsmöglichkeiten als wichtige 
kommunale Handlungsoption, und da der Flächennutzungsplan den Neubau von 10.000 
Wohneinheiten in den nächsten zehn Jahren vorsieht, fordern wir, dass künftige bei jeder 
Baugenehmigung und jedem Bebauungsplan die Wärmeversorgung festgelegt wird. 

Für den Wärmeplan bedeutet diese Festlegung auf die 65% des GEG, dass er zeitnah 
grundlegend überarbeitet werden muss, wenn das Gesetz geändert werden sollte, weil 
absehbar die Prognosen und Maßnahmen zu kurz greifen. 

 

2.4.5 Finanzierung. Wirtschaftlichkeit und Sicherheit der Versorgung 
Die Finanzierung, Wirtschaftlichkeit und Sicherheit der Versorgung in einer Zeit der Krisen, in 
denen die Wärmenetze Zielscheibe von Angriffen werden und Energie zur Waffe wird, 
müssen näher betrachtet werden. 

Wie schon dargelegt, verstößt der Finanzierungsvorbehalt bei den Maßnahmen und deren 
separate Beschlussfassung gegen das WPG, weil die Maßnahmen einschließlich ihrer 
Finanzierung integraler Bestandteil des Beschlusses über den Wärmeplan sein müssen. 

Generell machen gerade die Maßnahmen deutlich, dass im Wärmeplan eine kommunale 
Finanzierung nur eingeplant ist, soweit es um Eigenanteile bei Förderungen geht. Dies wird 
der Aufgabe des Klimaschutzes als Teil der zwingenden Daseinsvorsorge nicht gerecht. 

Die als Maßnahme ins Auge gefasste kommunale Förderung für energetische Sanierung von 
1 Mio Euro jährlich ist viel zu gering. Jeder Straßenbau kostet schon mehr, als diese 
Förderquote. Hier ist zwingend eine für den großen Sanierungsbedarf der alten 
Gebäudesubstanz in Duisburg angemessene Förderquote anzusetzen. 
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Angesichts der Pflichtaufgabe aller Ebenen der öffentlichen Verwaltung, ihren Beitrag zur 
Dekarbonisierung zu leisten, müssen dafür auch kommunale Eigenmittel eingeplant werden, 
ebenso wie für andere kommunale Pflichtaufgaben. 

Der Städtetag fordert in einem Appell vom Januar 2026 mehr Geld auch von Bund und Land: 

https://www.staedtetag.de/themen/2026/waermewende-geabaeudeenergiegesetz-
reform-appell 

 

Die zentrale Herausforderung der Wärmewende bleibt die Finanzierung. Bis 2030 
werden allein für den Aus- und Umbau der Fernwärme rund 43,5 Milliarden Euro 
benötigt. Das stellt Städte und Stadtwerke vor erhebliche Belastungen. Deshalb ist 
eine Aufstockung der Bundesförderung für effiziente Wärmenetze auf 3,5 Milliarden 
Euro pro Jahr erforderlich. 

 

Wir fordern, dass der Wärmeplan grundlegend im Hinblick auf die Finanzierung durch 
kommunale Eigenmittel überarbeitet wird und zwar mit Beginn des Haushaltsjahres 
2027. Ferner fordern wir, dass sich alle Mandatsträger*innen in Bund und Land dafür 
einsetzen, die Finanzierung der kommunalen Wärmewende gesetzlich zu verankern. 

 

2.4.6 Kommunale Liegenschaften 
 

Wir fordern, dass die sehr vage Bezugnahme auf kommunale Liegenschaften in der Tabelle 
6:  

Erweiterte Handlungsvorschläge für Akteure der kommunalen Wärmewende, teure 

Erhöhung Sanierungsquote Kommunale Liegenschaften 

 

zu einer eigenen Maßnahme schon jetzt in den Wärmeplan aufgenommen wird, denn sowohl 
in der Roadmap der Stadt Duisburg ist dies angedacht als auch in weiteren Ratsbeschlüssen 
ist die Errichtung von PV Anlagen auf den Dächern unverbindlich ins Auge gefasst worden. 

 

Wir fordern angesichts der Vorbildfunktion der Kommune aber auch ihrer eigenen 
Verpflichtung zur Dekarbonisierung, dass der Wärmeplan eine Maßnahme mit 
entsprechender Finanzausstattung, Zeitplanung und Prioritätensetzung bekommt. 
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2.4.7 Kommunale Gesellschaften und Wohnungsbaugesellschaften 
 

Im Wärmeplan findet keinerlei Verzahnung zur Roadmap und den dort ermittelten 
Minderungszielen und Maßnahmen statt. Umgekehrt findet sich im Wärmeplan auf S 176 
genau als ganz prioritäre Maßnahme 

Direkte Umsetzung bei kommunalen Stadtwerken oder Wohnungsbaugesellschaften: 

Umgehende Umsetzung der Maßnahmen zur erneuerbaren Wärmeversorgung bei 
kommunalen Stadtwerken oder Wohnungsbaugesellschaften 

Der BUND fordert die Verknüpfung aller Instrumente zur Wärmewende und eine 
Übernahme der Maßnahmen gerade hier als prioritäre Umsetzung im Wärmeplan. 

 

2.4.8 Mieterinnen und Mieter 
Der BUND fordert, dass eine eigene Beratungsmaßnahme für Mieterinnen und Mieter 
zusammen mit der Verbraucherzentrale erfolgt. Ebenso muss die sozialverträgliche 
Ausgestaltung der Lastentragung beim Anschluss an Fernwärme gesichert sein. Die 
Kostenbetrachtung der einzelnen Transformationsschritte für die Endkunden muss 
zwingender Bestandteil der Maßnahmen werden. 

Die Wärmeplanung muss berücksichtigen, dass die Wärmeversorgung eng mit Fragen 
sozialer Gerechtigkeit verknüpft ist. Kommunen müssen die Auswirkungen potenzieller 
Wärmequellen auf die Heizkosten untersuchen – insbesondere bei vulnerablen Gruppen – 
und Förderprogramme einkommensgestaffelt aufsetzen. Ziel muss sein, 
Sanierungsmaßnahmen kommunaler Miethäuser warmmietenneutral umzusetzen. 

Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung unter dem Gesichtspunkt der 
Sozialverträglichkeit. 

 

2.4.9 Transformation der Gasnetze 
Transformation des Gasnetzes , Reduzierung, Neunutzung für andere Energieträger 
wie Methan, Wasserstoff, Biogas etc 
 
Ein großer Kostenfaktor für die Wärmewende wird das Gasnetz sein, das für die 
verbleibenden Kund*innen immer teurer wird, und dessen Abbau auch viel Geld kosten wird. 
Obwohl dies ein entscheidender Faktor für die Wärmewende ist, wird das Thema nur en 
passant gestreift. Dies wird der Bedeutung des Themas nicht gerecht. Dasselbe gilt für die 
frühzeitige Klärung zur Nutzung für andere Energieträger.  
 
Münster widmet eine eigene Maßnahme der Transformation des Gasnetzes und ist ein gutes 
Vorbild. 
Biomasse und Wasserstoff sind aber allenfalls als Nischenlösungen mit einzuplanen. 
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Wir fordern dazu eine eigene detaillierte Maßnahmenplanung Gasnetz, spätestens zur 
gesetzlich verpflichtenden Überarbeitung in fünf Jahren.  

 

2.4.10  Stromnetzertüchtigung und Ausbau zentraler und dezentraler 
Speicherlösungen 

Angesichts der hohen Potentiale für PV Anlagen auf Dächern, der Bedeutung der 
Wärmepumpe für 44% der künftigen Wärmeversorgung, neben der Mobilitätswende durch E- 
Autos, fehlt eine gesonderte Betrachtung der Entwicklung der Stromnetze, ihrer Reichweite, 
ihrer Sicherheit und der Speichermöglichkeit von Strom zur Entlastung der Netze, aber auch 
zur Pufferung bei Engpässen. 

Hier wird deutlich, dass ein Klimaschutzkonzept fehlt, dass die ganzheitliche Betrachtung der 
Infrastruktur, die für verschiedene Sektoren wichtig sind, in den Blick nimmt. Eine 
Wärmewende ohne Strom gibt es nicht ebenso wenig wie Mobilität und Dekarbonisierung 
der Stromerzeugung. 

Die Wärmewende hängt in besonderem Maße davon ab, dass es gelingt, jahres- und 
tageszeitliche Leistungsschwankungen auszugleichen. Dafür brauchen wir starke 
Speicherlösungen wie Erdbeckenspeicher, Aquiferspeicher und Warmwassertanks an 
Power-to-Heat-Anlagen. 

 

Wir fordern eine eigene detaillierte Maßnahmenplanung Stromnetz und Speichernetz  
spätestens zur gesetzlich verpflichtenden Überarbeitung in fünf Jahren. 

 

2.4.11  Fernwärme Satzungsrecht und Übergangsregelungen 
Zur Finanzierbarkeit des Fernwärmeausbaus ist der Anschluss- und Benutzungszwang 
kommunalrechtlich ein Muß, denn eine Kommune darf auch nicht auf mögliche Einnahmen 
ohne guten Grund verzichten. Ebenso ist die frühzeitige Bekanntgabe von Satzungsgebieten 
für die Planungssicherheit der 44% dezentral Betroffene wichtig. 

 
Dazu kommt, dass die Prüfgebiete und Eignungsgebiete auf der Zeitschiene erst in einigen 
Jahren bis Jahrzehnten konkret umgesetzt werden können, aber zwischenzeitlich sich schon 
vielfach die Notwendigkeit auftut, alte Gasbrenner auszutauschen. Um dort ein Signal für die 
Wärmepumpe zu setzen, muss in den Satzungsregeln zum Anschlusszwang schon heute an 
großzügige Übergangsfristen für Betroffene, die sich heute für eine Wärmepumpe 
entscheiden, gedacht werden. Dies muss auch heute schon kommuniziert werden. 

Auf S. 176 ist der Anschluss- und Benutzungszwang auch als eine kommunale 
Handlungsmöglichkeit aufgeführt.  
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Die Darstellung von Wärmenetzgebieten im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 18 WPG 
verpflichtet die Eigentümer:innen noch nicht dazu, sich an die Wärmnetze 
anzuschließen und diese auch tatsächlich zu nutzen. Eine solche Verpflichtung kann 
aber durch die Anordnung eines Anschluss- und Benutzungszwanges nach § 109 
GEG erreicht werden. Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit müssen in einer Satzung 
hierfür aber Ausnahme- und Befreiungstatbestände vorgesehen werden. 

Hannover und Essen machen es vorbildlich, indem sie bereits jetzt erste Gebiete festsetzen 
und die entsprechenden Übergangsregeln kommunizieren. 

Wir fordern, den Anschluss und Benutzungszwang offensiv zu kommunizieren, um 
Planungsunsicherheiten zu vermeiden und durch Übergangsregelungen Klarheit für 
Nutzer*innen anderer regenerativer Energien zu schaffen. Dies ist eine prioritäre 
Maßnahme für die nächsten fünf Jahre. 

 

2.4.12  Dekarbonisierungszwischenziele 
Der Wärmeplan macht die Bürgerinnen und Bürger nicht ausreichend und klar mit den 
Zwischenzielen der Dekarbonisierung vertraut. Die positiven Folgen der Dekarbonisierung, 
gesundheitlich, für die Natur und auch wirtschaftlich für die Nutzer werden nicht aufgezeigt. 
Dies ist aber sehr wichtig, um eine Motivation für die Teilnahme an den Bemühungen zu 
schaffen. Auch hier macht sich wieder das fehlende aktuelle Klimaschutzkonzept sehr 
bemerkbar. 

Bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist dem Ziel der Dekarbonisierung eine hohe Priorität 
einzuräumen, da gerade der Wärmesektor ein großer Treiber des Klimawandels ist und 
dessen Folgekosten viel höher werden, als wenn schneller und früher dekarbonisiert wird. 

Ebenso ist die Dekarbonisierung für die Unabhängigkeit von globalen Abhängigkeiten sehr 
wichtig und für die Erhöhung der Selbstversorgung. All diesen Gesichtspunkten wird im 
Wärmeplan nicht genügend Beachtung geschenkt, obwohl dies für die Entscheidung 
zugunsten von Finanzierung, Zeitplanung und Generationengerechtigkeit sehr wichtig ist. 

Die Dekarbonisierung der Fernwärme mit 27% Wasserstoff ist da allerdings eher 
kontraproduktiv, da die Bedarfe in der Industrie viel höher sind und bis 2045 absehbar nicht 
genügend grüner Wasserstoff zur Verfügung stehen wird. 

Da Schwerindustrie, Gewerbe und Logistik im Wärmeplan außen vorgelassen werden, und 
es auch kein aktuelles Klimaschutzkonzept gibt, muss zwingend die Dekarbonisierung auch 
dieser Bereiche in den Wärmeplan aufgenommen werden. 

Wir fordern eine grundlegende Überarbeitung der Dekarbonisierungsziele und eine 
engmaschige Verfolgung der Entwicklung der Zwischenziele. 
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2.4.13  Keine Freiflächen PV und Überarbeitung der Verfügbarkeit 
regenerativer Quellen 

 

Der Wärmeplan beschreibt die sogenannten Potenziale der Freiflächen PV, obwohl der FNP 
keinerlei Flächen dafür ausgewiesen hat. 

 

S. 42 

Photovoltaik auf Freiflächen stellt mit 966 GWh/a das zweitgrößte erneuerbare Potenzial 
dar, wobei Flächen als grundsätzlich geeignet ausgewiesen werden, die keinen 
Restriktionen unterliegen und die technischen Anforderungen erfüllen; Potenziale nur 
bedingt geeignet erscheint. In einer Stadt wie Duisburg ist zudem bei der Freiflächen-
Photovoltaik der Flächenkonflikt bezüglich einer anderweitigen Nutzung, z. B. zur 
Naherholung, zu berücksichtigen. 

Entsprechendes wird dann für die Solarthermie dargestellt. 

Das Potenzial für Photovoltaikanlagen auf Dachflächen fällt mit 1.606 GWh/a noch 
größer aus als in der Freifläche und bietet zudem den Vorteil, dass es ohne 
zusätzlichen Flächenbedarf oder Flächenkonflikte ausgeschöpft werden kann 

Mangels eines Klimaschutzkonzeptes, welches eine Darstellung sowohl der Freiflächen als 
Senken für CO2, als Quelle kühler Luftproduktion, neben Landschaft und Lebensraum für 
Flora und Fauna darstellen müsste, wird hier einseitig die Flächenverfügbarkeit betrachtet. 

 

Die eingeplanten Wärmequellen müssen im Einklang mit Klima-, Natur- und 
Ressourcenschutz stehen. Das bedeutet, dass Kommunen für ihre Wärmeversorgung vor 
allem auf (Groß-)Wärmepumpen, Geothermie, Solarthermie und unvermeidbare 
Abwärmepotentiale setzen sollten, ergänzt durch Speicherlösungen, aber eben nicht durch 
mehr Freiflächenverbrauch. 

 

Im Hinblick auf das höhere Flächenpotential auf Dächern fordern wir, dass es keine 
Freiflächen PV in der Landschaft und auf landwirtschaftlichen Flächen gibt, sondern 
nur auf vorbelasteten Brachen und auf Halden. Entsprechend müssen die 
Potenzialanalysen überarbeitet werden. 
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3 Fazit 
Wie dargelegt sieht der BUND zwingend notwendige Überarbeitungen des Entwurfs zur 
Kommunalen Wärmeplanung. Es fehlen Absicherungen und Maßnahmen. Der offengelegte 
Wärmeplan, ist eher ein Konzept und entspricht nicht den gesetzlichen Anforderungen.   

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Kerstin Ciesla  

Vorsitzende Kreisgruppe Duisburg des BUND      

 


